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Begrenzte Finanzierung ist bei ungewissen Flüchtlingszahlen zu kurz gedacht
Bundesregierung fehlt auch weiterhin ein Gesamtkonzept zur Lösung der Flüchtlingsproblematik
Der Gemeindetag Baden-Württemberg sieht die Ergebnisse der Koalitionsrunde zur Flüchtlingsfrage von Sonntagabend nur verhalten positiv. „Es ist zwar ein gutes Signal, dass der Bund den Ländern und Kommunen drei Milliarden Euro zur Verfügung stellt. Wir fragen uns aber, wie man in Berlin die Höhe der Mittel so exakt festlegen konnte, wenn nicht klar ist, wie viele Flüchtlinge noch bei uns Schutz suchen werden?“ fragt Gemeindetagspräsident Roger Kehle. „Der Bund muss den Bürgern deutlich machen, dass er bei dieser staatlichen Aufgabe gewillt ist, auf die aktuellen Entwicklungen kurzfristig und flexibel zu reagieren. Das kann mit einem festgelegten Finanzvolumen nicht gelingen.“

Hinzu kommt, dass die bewilligten Finanzmittel bei weitem nicht ausreichen, um der bereits jetzt bekannten Dimension dieser Herausforderung gerecht zu werden. Zwei Drittel der Summe seien allein schon in Baden-Württemberg notwendig, um für die bisher erwarteten Flüchtlinge Wohnraum zu schaffen. Laut Prognose des BAMF werden im Jahr 2015 100.000 Flüchtlinge nach Baden-Württemberg kommen.  Berechnet man für 70.000, die davon in die Anschlussunterbringung wechseln, die Kosten für den Bau von Unterkünften, kommt man bei einem Flächenbedarf von 10 Quadratmeter pro Flüchtling und durchschnittlich 3.000 Euro Baukosten pro Quadratmeter, allein in diesem Jahr in Baden-Württemberg bereits auf 2,1 Milliarden Euro. „Was wir von der baden-württembergischen Landesregierung schon seit langem fordern, gilt genauso auch für die Bundesregierung: Wir benötigen ein Gesamtkonzept, um den Erfordernissen gerecht zu werden, die eine so hohe Zahl an Flüchtlingen notwendig macht“, fordert Kehle. Es genüge bei weitem nicht, dafür zu sorgen, dass alle ein Dach über dem Kopf haben. Noch gar nicht berücksichtigt seien in der politischen Dimension und damit auch in der Berechnung des Finanzierungsbedarfs die Kosten für Krippen- und Kindergartenplätze, Schulen oder weitere dringend notwendige Integrationsmaßnahmen. „Wir werden für eine angemessene Flüchtlingsversorgung mindestens einen zweistelligen Milliardenbetrag benötigen“, macht Kehle deutlich und ergänzt: „Wenn wir die Zahl der Flüchtlinge, die zu uns kommen werden, noch überhaupt nicht abschätzen können, dann ist es auch ein völlig falsches Signal, die Finanzierung jetzt schon zu begrenzen“.
Der Gemeindetagspräsident geht davon aus, dass auch der Bundesrat angesichts der dramatischen Lage die Entscheidung der Bundesregierung mittragen wird, die Südbalkanstaaten und Albanien zu sicheren Herkunftsländern zu erklären. Auch die Aufstockung des Bundesfreiwilligendienstes sei richtig. „Damit entlasten wir die Ehrenamtlichen, die in unseren Städten und Gemeinden ein wirklich überragendes Engagement zeigen. Wir benötigen aber ebenso zusätzliche Stellen in der Verwaltung, in Kitas und in den Sozialeinrichtungen“, erklärt Kehle. Positiv aus Sicht der Kommunen sei auch die Entscheidung, Standards beim Bau von Flüchtlingsunterkünften zu reduzieren, auf die verzichtet werden kann. 
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